
Vorlagefrage 

Ist eine nationale Rechtsvorschrift, die eine Herabsetzung des 
Schadensersatzes entsprechend dem jeweiligen Verschulden der 
Beteiligten eines Unfalls anordnet, der sich im November 2006 
zwischen einem Fahrrad und einem haftpflichtversicherten Per­
sonenkraftwagen ereignete, mit dem Gemeinschaftsrecht verein­
bar, wenn das Verschulden des Radfahrers geringer ist als 20 %? 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de Pequena 
Instância Cível de Lisboa (Portugal), eingereicht am 8. Juli 
2011 — João Nuno Esteves Coelho dos Santos/TAP 

Portugal 

(Rechtssache C-365/11) 

(2011/C 282/18) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de Pequena Instância Cível de Lisboa 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: João Nuno Esteves Coelho dos Santos 

Beklagte: TAP Portugal 

Vorlagefrage 

Sind in der Folge des Urteils des Gerichtshofs vom 19. Novem­
ber 2009 (verbundene Rechtssachen C-402/07 und 
C-432/07) ( 1 ), wonach die Art. 5, 6 und 7 der Verordnung 
Nr. 261/2004 ( 2 ) dahin auszulegen sind, dass die Fluggäste ver­
späteter Flüge im Hinblick auf die Anwendung des Ausgleichs­
anspruchs den Fluggästen annullierter Flüge gleichgestellt wer­
den können, wenn sie wegen eines verspäteten Fluges einen 
Zeitverlust von drei Stunden oder mehr erleiden, diese Artikel 
in derselben Weise im Hinblick auf den Fall eines Fluges aus­
zulegen, der, nachdem er zur vorgesehenen Zeit gestartet war, 
sich am Flughafen der Zwischenlandung um drei Stunden und 
fünfundfünfzig Minuten verspätete, weil die betreffende Flugge­
sellschaft aus operationellen Gründen beschlossen hatte, das 
Flugzeug auszuwechseln, und sich herausstellte, dass die Ma­
schine, die die vorherige ersetzen sollte, bereits vor der Zwi­
schenlandung defekt war und eine technische Intervention be­
nötigte, so dass der Flug mit den besagten drei Stunden und 
fünfundfünfzig Minuten Verspätung an seinen Bestimmungsort 
gelangte? 

( 1 ) ABl. C 24 vom 30.1.2010, S. 4. 
( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 11. Februar 2004 über eine gemeinsame Regelung 
für Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen für Fluggäste im Fall 
der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Verspätung 
von Flügen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 
(ABl. L 46, S. 1) 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation 
(Belgien), eingereicht am 11. Juli 2011 — Déborah Prete/ 

Office national de l’emploi 

(Rechtssache C-367/11) 

(2011/C 282/19) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Déborah Prete 

Kassationsbeschwerdegegner: Office national de l’emploi 

Vorlagefragen 

1. Stehen die Art. 12, 17, 18 und, soweit erforderlich, 39 des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in 
der konsolidierten Fassung des Vertrags von Amsterdam 
vom 2. Oktober 1997 einer Bestimmung des nationalen 
Rechts entgegen, die wie Art. 36 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. j 
der belgischen Königlichen Verordnung vom 25. November 
1991 zur Regelung der Arbeitslosigkeit den Anspruch auf 
Überbrückungsgeld eines Schulabgängers, der Angehöriger 
der Europäischen Union ist, der kein Arbeitnehmer im Sinne 
von Art. 39 EG ist, der seine Sekundarschulbildung in der 
Europäischen Union, aber nicht in einer von einer der Ge­
meinschaften Belgiens errichteten, bezuschussten oder aner­
kannten Bildungseinrichtung absolviert hat und der entweder 
ein von einer dieser Gemeinschaften ausgestelltes Zeugnis 
besitzt, aus dem sich die Gleichwertigkeit seiner Ausbildung 
mit der durch eine Bescheinigung des zuständigen Prüfungs­
ausschusses einer dieser Gemeinschaften nachgewiesenen 
Ausbildung in den genannten belgischen Bildungseinrichtun­
gen ergibt, oder ein Zeugnis, das Zugang zur tertiären Bil­
dung eröffnet, von der Voraussetzung abhängig macht, dass 
dieser Schulabgänger zuvor sechs Jahre lang eine von einer 
der Gemeinschaften Belgiens errichtete, anerkannte oder be­
zuschusste Bildungseinrichtung besucht hat, wenn diese Vo­
raussetzung ausschließlich und absolut ist? 

2. Wenn ja: Ist bei der Beurteilung der Frage, ob im Hinblick 
auf die Art. 12, 17, 18 und gegebenenfalls 39 EG ein Zu­
sammenhang zwischen dem in der ersten Frage beschriebe­
nen Schulabgänger und dem belgischen Arbeitsmarkt be­
steht, zu berücksichtigen, dass der Schulabgänger, der nicht 
sechs Jahre lang eine belgische Bildungseinrichtung besucht 
hat, mit seinem belgischen Ehegatten in Belgien wohnt und 
bei einem belgischen Amt für Beschäftigung als Arbeits­
suchender gemeldet ist? Inwieweit ist die Dauer dieser Zeiten 
des Aufenthalts, der Ehe und der Meldung als Arbeitssuchen­
der zu berücksichtigen?
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